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1. Einleitung 

Der Sachstand gibt im ersten Teil einen Überblick zum in Deutschland für Polizei und Nachrich-
tendienste allgemein geltenden Trennungsgebot und seiner konkreten Ausprägung im Bereich 
der Cyberabwehr. 

Anschließend wird auf die für die Cyberabwehr maßgeblichen Behörden in den Niederlanden, 
Frankreich, dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten von Amerika eingegangen. 
In diesen Staaten gibt es keine zur deutschen Konzeption vergleichbare strikte Trennung von Po-
lizei und Nachrichtendiensten. 

2. Deutschland 

2.1. Entwicklung und Inhalt des Trennungsgebots 

Das Trennungsprinzip geht historisch auf den sog. „Polizeibrief“ der Alliierten Militärgouver-
neure vom 14. April 1949 an den Parlamentarischen Rat zurück. Dieser gestattete der Bundesre-
gierung die Errichtung von Bundesorganen zur Verfolgung von Gesetzesübertretungen und Bun-
despolizeibehörden für bestimmte Gebiete. Weiter heißt es: 

  Der Bundesregierung wird es […] gestattet, eine Stelle zur Sammlung und Verbreitung von 
Auskünften über umstürzlerische, gegen die Bundesregierung gerichtete Tätigkeiten einzu-
richten. Diese Stelle soll keine Polizeibefugnis haben.1 

Der Parlamentarische Rat setzte diese Vorgaben des Polizeibriefes bei der Konzeption des Grund-
gesetzes um, ohne ein Gebot der Trennung von Polizei- und Nachrichtendiensten explizit in den 
Text aufzunehmen.2 Die Errichtung und gesetzliche Regelung der Polizei- und Nachrichten-
dienste erfolgte nach dem Grundsatz der Trennung von Polizei- und Nachrichtendiensten. 

Nach dem Wegfall des überkonstitutionellen Besatzungsrechts stellte sich die Frage, inwieweit 
das Trennungsgebot weiterhin einen den Gesetzgeber bindenden Rechtsgrundsatz darstellt. Das 
Bundesverfassungsgericht ließ ausdrücklich offen, ob das Rechtsstaatsprinzip, das Bundesstaats-
prinzip und der Schutz der Grundrechte es verbieten, bestimmte Behörden miteinander zu ver-
schmelzen.3 In seiner Entscheidung zur Antiterrordatei leitete es aus dem Grundrecht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung jedenfalls ein informationelles Trennungsprinzip ab: 

 

1 Vgl. etwa Feldkamp, in: Deutscher Bundestag und Bundesarchiv, Der Parlamentarische Rat 1948–1949. Akten 
und Protokolle, Band 8: Die Beziehungen des Parlamentarischen Rates zu den Militärregierungen, 1995, insbe-
sondere S. 230 f. (deutsche Fassung) und S. 231 (englische Fassung). Online im deutschen Volltext veröffent-
licht etwa bei Graßmann, Die Polizei in der Bundesrepublik Deutschland. Begriffsbestimmung und Entwick-
lungslinien 1945 bis 1990, in: Beiträge zu einer vergleichenden Soziologie der Polizei, Anhang 1, S. 101 f., ab-
rufbar unter: https://d-nb.info/121838056X/34. 

2 Zu den Einzelheiten vgl. etwa Schneider, Das Gebot der Trennung von Polizei und Nachrichtendiensten im 
Spannungsfeld von Freiheitsschutz und effektiver Gefahrenabwehr, 2019, S. 27. 

3 BVerfGE 97, 198 (217) 

https://d-nb.info/121838056X/34
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  Regelungen, die den Austausch von Daten der Polizeibehörden und Nachrichtendiensten er-
möglichen, unterliegen angesichts dieser Unterschiede [Polizeibehörden und Nachrichten-
dienste haben deutlich voneinander unterschiedene Aufgaben] gesteigerten verfassungsrecht-
lichen Anforderungen. Aus dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung folgt inso-
weit ein informationelles Trennungsprinzip. Danach dürfen Daten zwischen den Nachrich-
tendiensten und Polizeibehörden grundsätzlich nicht ausgetauscht werden. Einschränkungen 
der Datentrennung sind nur ausnahmsweise zulässig. Soweit sie zur operativen Aufgaben-
wahrnehmung erfolgen, begründen sie einen besonders schweren Eingriff. Der Austausch von 
Daten zwischen den Nachrichtendiensten und Polizeibehörden für ein mögliches operatives 
Tätigwerden muss deshalb grundsätzlich einem herausragenden öffentlichen Interesse die-
nen, das den Zugriff auf Informationen unter den erleichterten Bedingungen, wie sie den 
Nachrichtendiensten zu Gebot stehen, rechtfertigt. Dies muss durch hinreichend konkrete 
und qualifizierte Eingriffsschwellen auf der Grundlage normenklarer gesetzlicher Regelungen 
gesichert sein; auch die Eingriffsschwellen für die Erlangung der Daten dürfen hierbei nicht 
unterlaufen werden.4 

Der Datentransfer zwischen Nachrichtendiensten und Polizeibehörden ist demnach nur aus-
nahmsweise unter bestimmten, hohen Voraussetzungen zulässig.5 

Unabhängig von der in der Rechtswissenschaft weiterhin strittigen Frage, ob das Trennungsgebot 
verfassungsrechtlich verankert ist,6 ist dieses in verschiedenen Ausprägungen einfachgesetzlich 
normiert. 

2.2. Bundesrechtliche Regelungen zum Trennungsgebot 

Dem Ansatz einer begrenzten Aufgabenübertragung folgend, stellen auch die Nachrichtendienst-
gesetze des Bundes und der Länder klar, dass von den Nachrichtendiensten keine polizeilichen 
Befugnisse ausgeübt werden dürfen.7 Zu den polizeilichen Befugnissen zählen vor allem behörd-
liche Handlungen mit Zwangscharakter, wie polizeiliche Standardmaßnahmen (z.B. Identitäts-
feststellung, Sistierung, erkennungsdienstliche Maßnahmen, Festnahme, Verhaftung, Vorführung, 
Durchsuchung, oder Beschlagnahme).8 Es soll im Ergebnis weder eine Geheimpolizei noch ein 
polizeilicher Geheimdienst entstehen.9 Statt der Abwehr von Gefahren soll die nachrichtendienstli-
che Tätigkeit ausschließlich der Informationsbeschaffung dienen.10  

 

4 BVerfGE 133, 277 (123). 

5 BVerfGE 133, 277 (329). 

6 Vgl. den Überblick zum Meinungsstand bei Gusy, in: Schenke/Graulich/Ruthig, Sicherheitsrecht des Bundes, 
2. Auflage 2019, BNDG, § 1 Rn. 19 ff. 

7 Bergemann, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Auflage 2021, Lit. H Rn. 9. 

8 Vgl. Roth, in: Schenke/Graulich/Ruthig (Hrsg.), Sicherheitsrecht des Bundes, 2. Auflage 2019, § 8 BVerfSchG Rn. 48. 

9 Bergemann, in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 6. Auflage 2018, Lit. H Rn. 5. 

10 Roth, in: Schenke/Graulich/Ruthig (Hrsg.), Sicherheitsrecht des Bundes, 2. Auflage 2019, § 8 BVerfSchG Rn. 48. 
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Diese Trennung der Aufgaben und Befugnisse erfordert auch eine organisatorische Trennung der 
Nachrichtendienste von den Polizeibehörden,11 die gesetzlich normiert ist, vgl. § 3 Abs. 1 Satz 3 
BVerfSchG, § 1 Abs. 1 Satz 2 BNDG, § 1 Abs. 4 MADG. 

2.3. Trennungsgebot im Bereich Cyberabwehr 

2.3.1. Kompetenzverteilung 

Das Trennungsgebot zwischen Polizei und Nachrichtendiensten gilt ebenfalls im Bereich der Cy-
berabwehr. Die Zuständigkeit für diese liegt als Teil der allgemeinen Gefahrenabwehr grundsätz-
lich gemäß Art. 30, 70 Abs. 1 GG bei den Ländern; der Bund ist hingegen nur für einzelne Teilbe-
reiche zuständig. So kann er aufgrund der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für das 
Strafrecht und das Strafverfahrensrecht aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG repressiv gegen Cyberangriffe 
vorgehen. Gemäß Art. 73 Abs. 1 Nr. 9a GG ist er zudem ausschließlich zuständig für die präven-
tive Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das „Bundeskriminalpolizei-
amt“. Hinzu kommen die Kompetenzen für die Bundespolizei aus Art. 73 Abs. 1 Nr. 5 GG und 
die Nachrichtendienste aus Art. 73 Abs. 1 Nr. 10 GG sowie die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes zur Regelung der Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern aus 
Art. 73 Abs. 1 Nr. 10 GG.  

2.3.2. Tätige Stellen 

Aufgrund dieser Kompetenzverteilung wird die Aufgabe der Cyberabwehr auf Bundesebene ab-
hängig vom jeweiligen Tätigkeitsschwerpunkt von verschiedenen Stellen wahrgenommen. Nach 
einer Übersicht der Stiftung Neue Verantwortung sind derzeit 76 Akteure bezüglich der Cybersi-
cherheit tätig, wobei darunter auch das Formulieren von Strategien und „Policies“, Fortbildun-
gen und Informationsaustausch sowie die operative Umsetzung gefasst werden.12 Daneben beste-
hen noch weitere Stellen, die mit Cybersicherheit betraut sind, auf kommunaler und Landes-
ebene sowie bei der Europäischen Union, der NATO, der Vereinten Nationen sowie anderer in-
ternationaler Akteure.13 Ein Beispiel ist das Nationale Koordinierungszentrum für Cybersicher-
heit (NKCS), ein von Europäischem Parlament und Europäischem Rat beschlossenes europäi-
sches Kompetenzzentrum für Cybersicherheit in Industrie, Technologie und Forschung.14 

 

11 Bergemann, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Auflage 2021, Lit. H Rn. 9. 

12 Stiftung Neue Verantwortung e.V., Stellungnahme von Dr. Sven Herpig, Leiter für Cybersicherheitspolitik und 
Resilienz bei der Stiftung Neue Verantwortung e. V. (SNV), für die öffentliche Anhörung des Ausschusses für 
Digitales des Deutschen Bundestags am 25. Januar 2023 zum Thema "Cybersicherheit - Zuständigkeiten und 
Instrumente in der Bundesrepublik Deutschland", abrufbar unter: https://www.stiftung-nv.de/sites/default/fi-
les/herpig_-_stellungnahme_adi_cybersicherheitspolitik_-_25012023.pdf.  

13 Vgl. Stiftung Neue Verantwortung e.V., Deutschlands staatliche Cybersicherheitsarchitektur, Policy Brief, abruf-
bar unter: https://www.stiftung-nv.de/de/publikation/deutschlands-staatliche-cybersicherheitsarchitektur.  

14 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung, Nationales Koordinierungszentrum für Cybersicherheit 
(NKCS), abrufbar unter: https://www.forschung-it-sicherheit-kommunikationssysteme.de/forschung/it-sicher-
heit/nkcs.  

https://www.stiftung-nv.de/sites/default/files/herpig_-_stellungnahme_adi_cybersicherheitspolitik_-_25012023.pdf
https://www.stiftung-nv.de/sites/default/files/herpig_-_stellungnahme_adi_cybersicherheitspolitik_-_25012023.pdf
https://www.stiftung-nv.de/de/publikation/deutschlands-staatliche-cybersicherheitsarchitektur
https://www.forschung-it-sicherheit-kommunikationssysteme.de/forschung/it-sicherheit/nkcs
https://www.forschung-it-sicherheit-kommunikationssysteme.de/forschung/it-sicherheit/nkcs
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Zu den wichtigsten Bundesbehörden dürften das Bundesamt für den Militärischen Abschirm-
dienst (BMAD), das Bundeskriminalamt (BKA), das Bundesamt für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (BSI), das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV), das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK), das Bundeswehr-Kommando Cyber- und Informationsraum, 
die Bundespolizei und der Bundesnachrichtendienst (BND) zählen.  

2.3.3. Nationales Cyberabwehr-Zentrum 

Diese acht Behörden sind am Nationalen Cyberabwehr-Zentrum (Cyber-AZ) beteiligt, das 2011 
gegründet wurde und beim BSI angesiedelt ist. Weitere Partner sind die Cyberabwehr Bayern, das 
Hessen CyberCompetenceCenter (Hessen3C), die Schwerpunktstaatsanwaltschaften Cyber aus 
Bamberg und Köln sowie die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. Im Cyber-AZ sol-
len relevante Informationen zwischen den beteiligten Behörden und Partnern schnell ausge-
tauscht und Schutzmaßnahmen zur Gewährleistung der Cyber-Sicherheit in Deutschland koordi-
niert werden. Die Kernbehörden sowie die Partner entsenden Verbindungspersonen in das Cyber-
AZ, wo diese nach ihren jeweiligen Aufgaben und Befugnissen arbeiten. Es gibt verschiedene Zu-
sammenarbeitsformate wie die tägliche Lagebesprechung, Arbeitsgruppen und den Lenkungs-
kreis. Ziel des Cyber-AZ ist es, als Kooperations-, Kommunikations- und Koordinationsplattform 
der relevanten (Sicherheits-) Behörden unterschiedlicher Ressorts und Ebenen zu fungieren. Sie 
soll insbesondere durch ein gemeinsames, aktuelles und umfassendes Cyber-Sicherheitslagebild 
für Deutschland, strategische Berichterstattungen sowie durch die koordinierende operative und 
interdisziplinäre Fallbearbeitung unverzichtbare Beiträge zur gesamtstaatlichen Cyber-Sicherheit 
und somit zur Handlungsfähigkeit der Bundesregierung auch im Krisenfall leisten.15 

Ob das Cyber-AZ den Anforderungen des Trennungsgebots gerecht wird, ist seit seiner Errich-
tung Gegenstand von politischen sowie rechtswissenschaftlichen Diskussionen.  

Bergemann kritisiert, dass für das Cyber-AZ sowie für die anderen gemeinsamen Zentren, in de-
nen formalisierte Zusammenarbeit zwischen Polizei und Nachrichtendiensten von Bund und 
Ländern stattfindet, keine spezifische Rechtsgrundlage besteht. Eine solche sei aber erforderlich,  

  „[d]enn eigenständige Rechtsgrundlagen sind entsprechend der Linie des Bundesverfassungs-
gerichts zum informationellen Trennungsprinzip notwendig, um die intensiven Eingriffe in 
die betroffenen Grundrechte zu rechtfertigen. Die Vorschriften zur Einzelübermittlung für den 
in gemeinsamen Zentren organisierten Datenaustausch sind dafür nicht hinreichend belast-
bar.“16 

Linke hingegen sieht weder organisatorisch noch aufgabenbezogen, befugnisbezogen oder infor-
mationell Probleme des Cyber-AZ. Faktische Kontroll- oder Rechtsschutzdefizite, die sich aus 
dem Kooperationsmodell für den Schutz der Grundrechte ergeben könnten, kämen ebenfalls 

 

15 Bundeskriminalamt, Das Nationale Cyber-Abwehrzentrum, abrufbar unter: https://www.bka.de/DE/UnsereAuf-
gaben/Kooperationen/NCAZ/ncaz_node.html.  

16 Bergemann, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Auflage 2021, Rn. 168. 

https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Kooperationen/NCAZ/ncaz_node.html
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Kooperationen/NCAZ/ncaz_node.html
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kaum in Betracht, „soweit die Sachgesetze von Internet und Cyberabwehr bzw. der kooperativen 
Selbstschutzfunktion eine individuelle Betroffenheit Dritter zur Ausnahme machen.“ 

Herping und Brendenbrock fordern mehr öffentliche Informationen darüber, die wie Zusammen-
arbeit zwischen polizeilichen und nachrichtendienstlichen Behörden im Rahmen des Cyber-AZ 
im Einzelnen funktioniert.17 Nur so könne überprüft werden, ob der Austausch den geltenden 
Übermittlungsvorschriften genügt.  

Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages kommen in einem Gutachten aus 
dem Jahr 2018 zum Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ) zu dem Schluss, dass die-
ses mit dem Trennungsgebot vereinbar sei. Aufgrund der Vergleichbarkeit in Aufbau und Funk-
tion mit dem GTAZ, seien die zum GTAZ ausgeführten wesentlichen Überlegungen auf das Cy-
ber-AZ auch entsprechend übertragbar. Zudem wird darauf hingewiesen, dass das Cyber-AZ 
wohl weniger mit der Übertragung personenbezogener Daten zwischen Behörden befasst zu sein 
scheint als mit der Auswertung von Cyber-Angriffen und technischen Gegenmaßnahmen. Die 
zum GTAZ ausgeführten Bedenken seien daher nur eingeschränkt übertragbar.18 

3. Cyberabwehrbehörden in anderen Staaten 

3.1. Frankreich 

In Frankreich gibt es zahlreiche Nachrichtendienste, darunter den Inlandsnachrichtendienst „Di-
rection Génerale de la Securité Interieur“, der dem Innenministerium untersteht. Die DGSI arbei-
tet gemeinsam mit ihren nationalen Partnern wie der Agence nationale de la sécurité des sys-
tèmes d’information (ANSSI), die für die Cybersicherheit zuständig ist, dem Auslandsgeheim-
dienst DGSE und den weiteren Diensten der „ersten Klasse“ von Geheimdiensten19, dem Kom-
mando für Cyberverteidigung COM CYBER, der Verwaltungen und weiteren Stellen sowie aus-
ländischen Partnern auf europäischer und globaler Ebene. 

Die DGSI ist ein Dienst der Polizei und hat sowohl nachrichtendienstliche wie auch polizeiliche 
Befugnisse. Auch personell handelt es sich um Beamte der Polizei. Eine Trennung zwischen 
Nachrichtendiensten und Polizei findet in Frankreich demnach nicht statt.20 

 

17 Dr. Sven Herpig und Clara Bredenbrock, Cybersicherheitspolitik in Deutschland, 2019, abrufbar unter: 
https://www.stiftung-nv.de/sites/default/files/cybersicherheitspolitik_in_deutschland.pdf.  

18 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages. WD 3 - 3000 - 406/18, Sachstand, Gemeinsames Terro-
rismusabwehrzentrum (GTAZ), Rechtsgrundlagen und Vergleichbarkeit mit anderen Kooperationsplattformen, 
S. 18 und 30, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/re-
source/blob/594538/8aff4300410fcac3f2e414d67922d5a9/WD-3-406-18-pdf-data.pdf. 

19 Vgl. La Direction Génerale de la Securité Interieur, La communauté du renseignement, auf Französisch abrufbar 
unter: https://www.dgsi.interieur.gouv.fr/decouvrir-la-dgsi/nos-partenaires/la-communaute-du-renseignement.  

20 Vgl. dazu mit weiterführenden Informationen Schneider, Das Gebot der Trennung von Polizei und Nachrichten-
diensten im Spannungsfeld von Freiheitsschutz und effektiver Gefahrenabwehr, 2019, S. 299 f. 

https://www.stiftung-nv.de/sites/default/files/cybersicherheitspolitik_in_deutschland.pdf
https://www.dgsi.interieur.gouv.fr/decouvrir-la-dgsi/nos-partenaires/la-communaute-du-renseignement
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3.2. Niederlande 

Neben dem allgemeinen Nachrichten- und Sicherheitsdienst (Allgemene Inlichtingen- en Veilig-
heidsdienst – AIVD) und dem militärischen Nachrichtendienst (Militaire Inlichtingen- en Veilig-
heidsdienst – MIVD) wurde die nationale Koordinationsstelle für Terrorismusbekämpfung und 
Sicherheit (Nationaal Coördinator Terrorismebestrijding en Veiligheid – NCTV),21 aufgebaut. Die 
Organisation hat 300 Mitarbeitende und soll für die Sicherheit kritischer Infrastruktur sorgen. 
Eine der Hauptaufgaben ist dabei die Cybersicherheit der Niederlande. Die Organisation gehört 
zur Zentralregierung und steht unter der Verantwortung des Ministers für Justiz und Sicherheit. 
Dazu gehört auch das National Cyber Security Centre (NCSC), indem Behörden und Unterneh-
men kooperieren.  

Auf Grundlage von Geheimdienstinformationen und anderen Quellen werden Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Terrorismus entwickelt. Dabei findet eine Zusammenarbeit von Nachrichten-
diensten und Polizei statt. Zwar finden sich keine Beschränkungen des Informationsaustausches, 
jedoch sind auch keine Exekutivbefugnisse für die Nachrichtendienste zu erkennen.22 

3.3. Vereinigtes Königreich 

Alle Nachrichtendienste des Vereinigten Königreichs, namentlich der Inlandsnachrichtendienst 
Security Service (MI5), der Auslandsnachrichtendienst Secret Intelligence Service (MI6) und das 
für die Fernmeldeaufklärung zuständige Government Communications Headquarters sind im Be-
reich der Cyberabwehr tätig. Die National Cyber Force (NCF)23 bündelt Aufgaben der Verteidi-
gung und der Nachrichtendienste in diesem Gebiet. Sie ist Teil des Verteidigungsministeriums, 
des Defence Science and Technology Laboratory, des MI5 und der Government Communications 
Headquarters. 

Eine enge Zusammenarbeit findet dabei insbesondere zwischen dem MI5 und den Polizeibehör-
den des Vereinigten Königreichs sowie internationalen Kräften statt. Eine strikte Trennung zwi-
schen Polizei und Nachrichtendiensten erfolgt damit nicht, insbesondere nicht bezüglich der In-
formationsübermittlung, da gemeinsame Plattformen bestehen. Ursprünglich sollte das MI5 als 
Inlandsnachrichtendienst jedoch keine exekutiven Befugnisse erhalten, was sich auch im „Poli-
zeibrief“ der Alliierten Militärgouverneure vom 14. April 1949, auf den das Trennungsgebot in 
Deutschland zurückgeführt wird, zum Ausdruck brachte. Eine Trennung der Befugnisse liegt 
weiterhin vor.24 

 

21 Vgl. National Coordinator for Counterterrorism and Security, auf Englisch abrufbar unter: https://eng-
lish.nctv.nl/organisation. 

22 Vgl. dazu mit weiterführenden Informationen Schneider, Das Gebot der Trennung von Polizei und Nachrichten-
diensten im Spannungsfeld von Freiheitsschutz und effektiver Gefahrenabwehr, 2019, S. 304 f. 

23 National Cyber Force, A Defense and Intelligence Partnership, auf Englisch abrufbar unter: 
https://www.gov.uk/government/organisations/national-cyber-force.  

24 Vgl. dazu mit weiterführenden Informationen Schneider, Das Gebot der Trennung von Polizei und Nachrichten-
diensten im Spannungsfeld von Freiheitsschutz und effektiver Gefahrenabwehr, 2019, S. 302 f. 

https://www.gov.uk/government/organisations/national-cyber-force
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3.4. Vereinigte Staaten von Amerika 

Das Department of Homeland Security, die National Security Agency (NSA) und das Federal Bu-
reau of Investigations (FBI) sind für die Cyber-Sicherheit in den USA zuständig. An das Depart-
ment of Homeland Security angegliedert ist die Cyber Security and Infrastructure Security 
Agency (CISA). Die CISA ist federführend für die Cybersicherheit auf Bundesebene und fungiert 
als nationale Koordinationsstelle zwischen Regierung und Wirtschaft mit dem Ziel, die Sicher-
heit und Widerstandsfähigkeit kritischer Infrastrukturen zu stärken.  

Eine Trennung von Nachrichtendiensten und Polizei besteht nicht. Insbesondere erfolgt keine 
informationelle Trennung; vielmehr ist es ausdrückliches Ziel des Department of Homeland 
Security, Informationen der Nachrichtendienste mit den Strafverfolgungsbehörden zu teilen.25 
Auch dem FBI kommen sowohl nachrichtendienstliche wie auch strafverfolgungsrechtliche Be-
fugnisse zu.26 

*** 

 

25 Vgl. Homeland Security, Information Sharing: Homeland Security is Hometown Security, auf Englisch abrufbar 
unter: https://www.dhs.gov/information-sharing.  

26 Vgl. für weiterführende Informationen FBI, How We Investigate, auf Englisch abrufbar unter: 
https://www.fbi.gov/investigate/how-we-investigate.  

https://www.dhs.gov/information-sharing
https://www.fbi.gov/investigate/how-we-investigate
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